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Der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat durch 
den Vorsitzenden Richter Dr. Krohn und die Richter Boujong, 
Dr. Engelhardt, Dr. Halstenberg und Dr. Rinne 
am 22. April 1986
gemäß § 554 b Abs. 1 ZPO in der Auslegung durch das 
Bundesverfassungsgericht (Beschluß vom 11. Juni 1980 
- 1 PBvU 1/79 - NJW 1981, 39)

beschlossen:

Die Revision des Beklagten gegen das 
Urteil des 8. Zivilsenats des Oberlan- 
desgerichts München vom 25* Januar 1985 
- 8 U 4192/84 - wird nicht angenommen.

Der Beklagte trägt die Kosten des Revi­
sionsverfahrens (§ 97 Abs. 1 ZPO).

Streitwert: 300.000,—  DM.

G r ü n d e  :

Die Revision wirft keine Fragen von grundsätzlicher 
Bedeutung auf (§ 554 b ZPO). Sie hat auch keine Aussicht 
auf Erfolg (BVerfGE 54, 277).

Das Landgericht hat den Beklagten zur Zahlung von 
300.000,—  DM nebst Zinsen verurteilt. Es hat nur die Hin­
gabe eines zweier vom Kläger behaupteter Darlehen als bewie­
sen angesehen; die vom Beklagten behauptete Tilgung dieses 
Darlehens durch Umwandlung in eine Beteiligung an der
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RVG Reif Vertriebs-GmbH & Co. Beteiligungs KG hat es nicht 
als bewiesen angesehen. Das Oberlandesgericht ist dem ge­
folgt.

Die Revision greift im wesentlichen die Beweiswürdigung 
des Tatrichters an. Diese ist aber vom Revisionsgericht nur 
daraufhin nachprüfbar, ob sie den gesamten Inhalt der Ver­
handlung und des Beweisergebnisses berücksichtigt und auf 
rechtlich zutreffenden Voraussetzungen beruht und ob bei ihr 
Verfahrensvorschriften, Denkgesetze oder allgemeine Erfah­
rungssätze verletzt worden sind. Solche Rechtsfehler werden 
von der Revision nicht aufgezeigt und sind auch nicht er­
kennbar.

Die Annahme des Oberlandesgerichts, es sei nicht bewie­
sen, daß der Beitritt des Erblassers zu der Gesellschaft sich 
unmittelbar auf den Bestand der geltend gemachten Darlehens­
forderung ausgewirkt habe, ist nicht von Rechtsirrtum beein­
flußt. Insbesondere war das Oberlandesgericht durch die 
Rechtskraft des klageabweisenden Teils des landgerichtlichen 
Urteils nicht gezwungen, davon auszugehen, daß für die in der 
Beitrittserklärung vorgesehene Umwandlung in eine Gesell­
schaftsbeteiligung nur das als hingegeben festgestellte Dar­
lehen an den Beklagten in Betracht kam. Die Rechtskraft des 
landgerichtlichen Urteils, soweit es die Klage abgewiesen 
hat, erstreckt sich nicht auf die positive Feststellung, daß 
der Beklagte nur ein Darlehen von dem Erblasser erhalten hat. 
Das Oberlandesgericht war daher nicht gehindert, im Rahmen 
seiner Beweiswürdigung zur Tilgung des festgestellten Darle­
hens davon auszugehen, daß der insoweit beweisbelastete Be­
klagte nicht den Beweis für die Hingabe nur eines Darlehens 
geführt habe.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 4 -
2

Auf die Frage, ob die Voraussetzungen eines Clearing- 
Verhältnisses (dazu BGH WM 1972, 1379) vorliegen, kommt es 
demnach nicht an.

Da das Berufungsgericht rechtsfehlerfrei von der Mög­
lichkeit ausgegangen ist, daß der Beklagte vom Erblasser zwei 
Darlehen erhalten hat, kommt es auf die weitere Möglichkeit, 
daß in der Beitrittserklärung ein Darlehen an die Premis 
Finanz AG gemeint gewesen sein könnte, ebenfalls nicht an.

Unter diesen Umständen nötigten auch Verbuchung und Be­
handlung eines Darlehens durch die Firmen MI und RVG-KG das 
Berufungsgericht nicht, zu einem anderen Beweisergebnis zu 
kommen.

Krohn Boujong Engelhardt
Halstenberg Rinne
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